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(Beginn um 9.36 Uhr)
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich darf heute die 30. und letzte Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates eröffnen.

Insbesondere darf ich sehr herzlich die anwesenden Gemeinderatsmitglieder begrüßen:

GRin Mag. Waltraut Antonov.

GRin Mag. Waltraut Antonov: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: 

GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR David Lasar.

GR David Lasar: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: 

GRin Veronika Matiasek.

GRin Veronika Matiasek: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Gabriele Mörk.

GRin Gabriele  Mörk: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Karin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Silvia Rubik.

GRin Silvia Rubik: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Kurt Wagner. 

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Da alle anwesend sind, darf ich auch die Beschlussfähigkeit der heutigen Sitzung feststellen.

Zunächst darf ich berichten, dass wir die schriftlichen Berichte der Kommissionsmitglieder bekommen haben.

Doch zuerst möchte ich ergänzend Folgendes berichten: 

Es gab eine Berichtigung vom Krankenanstaltenverbund bzw. den PrimarärztInnen der Psychiatrischen Abteilungen des Otto-Wagner-Spitals: „Stellungnahme und richtigstellende Ent-gegnung zum Protokoll der 29. Sitzung vom 30. Jänner 2009 der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates.“

Diese Stellungnahme wurde allen Mitgliedern zugestellt. Ich darf aber fürs Protokoll diese Stellungnahme verlesen:

„Im Protokoll der Gemeinderatsuntersuchungskommission, 29. Sitzung vom 30. Jänner 2009, wurden u.a. von einem Mitglied des Untersuchungsausschusses inkriminierende, wahrheitsfremde Behauptungen wie folgt (Protokoll S. 29, 30) ausgesprochen und damit öffentlich gemacht: 

1. Die Behauptung, dass die betroffene Turnusärztin, Zitat: „an die Wand geknallt ist.“, ist nicht zutreffend. Diese Behauptung scheint weder im Protokoll der betroffenen Turnusärztin vom 20. November 2008 auf und wird auch durch die weiteren damals anwesenden Zeugen protokollarisch nicht belegt.

2. Die Behauptung, Zitat: „sie wurde vom Oberarzt und der Primaria dringend ersucht, keine Anzeige zu machen.“ ist wahrheitswidrig.

Wahrheitsentsprechend ist, dass die betroffene Turnusärztin unmittelbar nach dem Geschehen am 19. November 2008 vom anwesenden Oberarzt und vom betroffenen Pfleger hingewiesen wurde, eine Anzeige zu machen, die Turnusärztin dies jedoch ablehnte.

Wahrheitsentsprechend ist, dass der Oberpfleger der 5. Psychiatrischen Abteilung die Turnusärztin am 20. November 2008 telefonisch kontaktierte, nachdem diese nach dem Nachtdienst außer Dienst gegangen war und sie auch über die Möglichkeit einer Anzeige informierte.

Wahrheitsentsprechend ist, dass die betroffene Turnusärztin sowohl im Vier-Augen-Gespräch mit der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung am 21. November 2008, 8.10 Uhr (die Primaria war am 20. November 2008 wegen Teilnahme an einer Tagung nicht an der Abteilung, wurde auch nicht von der betroffenen Turnusärztin informiert), als auch im gemeinsamen Gespräch am 21. November 2008, 8.45 Uhr bis 9.30 Uhr, der betroffenen Turnusärztin mit dem Oberarzt (der am 19. November 2008 anwesend war), dem Oberpfleger und der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung, als auch im gemeinsamen Gespräch am 21. November 2008, 10.00 Uhr bis 11.00 Uhr der betroffenen Turnusärztin mit dem Oberarzt (der am 19. November 2008 anwesend war), dem Oberpfleger, der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung und dem betroffenen Pfleger abermals die dringende Empfehlung erhielt, eine Anzeige zu erstatten und auch in einem weiteren Gespräch der betroffenen Turnusärztin mit dem Oberarzt, dem Oberpfleger und der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung am 26. November 2008 nochmals sehr deutlich darauf hingewiesen wurde, eine Anzeige vorzunehmen, was die betroffene Turnusärztin jedes Mal ablehnte und statt dessen mehrere finanzielle Forderungen stellte (1.500 EUR für Psychotherapie, 1.500 EUR pro Monat für Dienstentgang durch nicht mehr leisten könnende Nachtdienste, sowie einige Stunden nach dem persönlichen Gespräch von der betroffenen Turnusärztin telefonisch noch zusätzlich eingeforderten, mindestens 1.000 EUR Schmerzensgeld).

3. Die Behauptung, Zitat: „die Ärztin war zum Zeitpunkt des tätlichen Angriffes durch den Pfleger im 4. Monat schwanger“ ist wahrheitswidrig.

Wahrheitsentsprechend ist, dass die Turnusärztin am 28. Dezember 2008 per FAX an die Personalstelle des OWS (Gynäkologischer Befund, der am 29. Dezember 2008 an das Sekretariat der 5. Psychiatrischen Abteilung übermittelt wurde) gemeldet hat, dass mit 23. Dezember 2008 eine Schwangerschaft in der 9. Schwangerschaftswoche festgestellt wurde, das heißt, die Turnusärztin befand sich am 19. November 2008 in der 4. Schwangerschaftswoche, was zum damaligen Zeitpunkt niemandem bekannt war.

4. Die Behauptung, dass die betroffene Turnusärztin, Zitat: „als sie aus dem Krankenstand zurück kam, auf die Akutpsychiatrie versetzt wurde“, ist ebenfalls wahrheitswidrig.

Wahrheitsentsprechend ist, dass der betroffenen Turnusärztin von der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung am 21. November 2008 ein Krankenstand aufgrund der offensichtlichen emotionalen Traumatisierung empfohlen wurde, die Turnusärztin sich auch vom 23. November 2008 bis 17. Dezember 2008 vom Hausarzt eine Arbeits- bzw. Dienstunfähigkeit bescheinigt erhielt, anschließend vom 18. Dezember 2008 bis Ende Dezember 2008 wegen einer vom Hausarzt attestierten Pflegefreistellung weiterhin nicht an der Abteilung tätig war, also die Turnusärztin erstmals und lediglich an einem Tag, nämlich am 2. Jänner 2009, nach durchgehender Dienstunfähigkeit ab 23. November 2008 und „nahtlos“ anschließender Pflegefreistellung bis Ende Dezember 2008, wieder an der 5. Psychiatrischen Abteilung anwesend war und an der Station Gerontopsychiatrie und Psychosomatik nach vorsorglicher Dienstanweisung über diese Vorgehensweise seitens der Primaria der 5. Psychiatrischen Abteilung in einer Anwesenheitszeit von 8.00 Uhr bis 13.00 Uhr hauptsächlich leichte Tätigkeiten möglichst ohne Patientenkontakt verrichtete. Dafür gibt es mehrere Zeugen.

5. Weiters soll darauf hingewiesen werden, dass diese inkriminierenden, unwahren Behauptungen unter Verletzung des Datenschutzes und möglicherweise in der Zeit eines „schwebenden“ (offenen) Verfahrenes - Frau GRin Dr. Pilz (Protokoll S. 30), Zitat: „die Strafanzeige, die eingebracht wurde und die mir vorliegt, … tatsächliche Untersuchung wird ja hier ohnehin im Rechtsweg erfolgen.“ - erfolgten und öffentlich gemacht wurden.

Wir bitten daher die Generaldirektion des KAV geeignete Maßnahmen zu treffen, solchen Vorgehensweisen eines Mitgliedes der Untersuchungskommission wirksam entgegen zu treten.

Die betroffenen Personen nehmen ihre Pflichten stets ernst und auch wahr, werden aber auch ihre Rechte ernst und wahr nehmen und sich weitere Schritte vorbehalten.

In Erwartung der Unterstützung durch die Generaldirektion des KAV verbleiben wir mit freundlichen Grüßen:

Die PrimarärztInnen der Psychiatrischen Abteilungen 1 bis 6 und der Abteilung für forensische Psychiatrie und Alkoholkranke und die Abteilung für Drogenkranke des OWS.“ Da sind dann die Unterschriften dieser 8 PrimarärztInnen.

Das wollte ich zur Ergänzung dazu geben. Ich glaube, eine Debatte darüber erübrigt sich.

Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Da Sie dieses Schreiben, das ich auch erhalten habe, verlesen haben, möchte ich Folgendes zu Protokoll geben:

Es ist in der Sache, und das habe ich letztes Mal bei der Einvernahme des Herrn Bürgermeister Dr. Häupl auch gesagt, eine Anzeige der geschädigten Turnusärztin an die Staatsanwaltschaft ergangen. Ich entnehme dieser Stellungnahme der acht PrimärztInnen jetzt, dass es hier acht weitere ZeugInnen in der Sache gibt. ZeugInnen, die persönliche Wahrnehmungen gemacht haben. Offensichtlich waren diese ZeugInnen bei der nächtlichen, tätlichen Attacke auf die Turnusärztin dabei, weil sie sagen, es wäre wahrheitswidrig und sie würden es besser wissen. Also gehe ich davon aus, dass sie augenscheinliche Kenntnisse haben und jene PrimarärztInnen – ich lese sie namentlich vor, damit klar ist, wer gemeint ist: Prim. Dr. Rießland-Seifert, Prim. Dr. Langer, Prim. Dr. Pfersmann; Prim. Dr. Libisch, Prim. Dr. Wrobel, Prim. Dr. Leodolter, Prim. Dr. David, Prim. Dr. Hermann – haben offensichtlich Wahrnehmungen gemacht, die der Staatsanwaltschaft bekannt gemacht werden sollten. Offensichtlich waren sie auch bei den Vier-Augen-Gesprächen, die es gegeben hat,  präsent, denn ansonsten könnten sie nicht mitteilen, dass es hier wahrheitswidrige Angaben geben würde. 

Wir werden daher – das möchte ich hier auch zu Protokoll geben – diese Stellungnahme der Staatsanwaltschaft übermitteln, damit die ZeugInnen des Vorfalls befragt werden können.

Außerdem möchte ich in der Sache noch meinem Entsetzen Ausdruck verleihen, dass hier offensichtlich der Eindruck erweckt wird, dass der Turnusärztin keine Anzeige zu erstatten mit dem Motiv verbunden wird, sie hätte finanzielle Forderungen gestellt. Ich nehme an, dass die Turnusärztin sich dazu auch äußern wird. Ich finde diesen Umgang von Führungskräften des Krankenanstaltenverbundes der Ärztin hier zu unterstellen – so interpretiere ich diese Passage -, um finanzielle Forderungen durchzusetzen, keine Anzeige gemacht zu haben. Diese Schlussfolgerung ist etwas, was ich von Seiten der Führungskräfte als eine äußerst kritikwürdige Vorgangsweise ansehe. 

Es passt ins Bild, wenn man sieht, wie man mit dem Gutachten, das Dr. Zeyringer vorlegt hat, umgegangen ist. Man hat ein Gegengutachten erstellt, um seine fachliche Expertise zu diskreditieren. Ich halte das für eine gute Umgangsweise mit internen Konflikten und wir werden daher dieses Dokument der Staatsanwaltschaft zuleiten. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Darüber sind Verfahren anhängig und daher würde ich bitten, darüber keine Diskussion mehr zu führen.

Das waren die Stellungnahmen und ich darf jetzt zum Bericht der Sozialdemokratischen -Bitte? 

Gut, eine kurze Wortmeldung. Aber bitte die letzte Wortmeldung, denn ich möchte darüber keine Debatte führen.

Frau GRin Klicka, bitte.

GRin Klicka: Ich möchte dazu jetzt auch nicht inhaltlich Stellung nehmen, so wie die Frau Dr. Pilz, sondern einfach klarstellen, dass dieses Dokument eingelangt ist und natürlich auch für die Staatsanwaltschaft zur Verfügung steht. Ich denke, dass wir auch bei diesem Dokument, so wie in den vergangenen 30 Sitzungen, jegliche Interpretationen von Mitgliedern ablehnen. Danke. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Damit kommen wir jetzt zum Bericht der Sozialdemokratischen Partei, der allen Mitgliedern übermittelt wurde. 

Herr GR Deutsch, ich darf Sie bitten, dazu eine Wortmeldung abzugeben.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ-Fraktion hat einen Bericht übermittelt und damit der Untersuchungskommission vorlegt, der heute zur Beschlussfassung kommen soll.

Nachdem eine umfassende politische Debatte ja ohnehin dann am Montag in der Gemeinderatssitzung stattfinden soll und wird, möchte ich daher nur kurz zusammengefasst für das Protokoll festhalten, dass im Bericht folgende Schlüsse aus den Untersuchungen der Kommission gezogen wurden:

Insgesamt konnten die im Antrag als Missstände angeführten Vorwürfe nicht bestätigt werden, weshalb auch keine politische Verantwortung für Missstände vorliegt, 

 - da ein Organisationsversagen nicht erkennbar war, die Pflege- und Behandlungsqualität durch eine gute Personalausstattung stets gewährleistet war, freiheitsbeschränkende Maßnahmen in gesetzeskonformer Weise und mit höchstem medizinischen Verantwortungsbewusstsein nur in Ausnahmefällen und in individuell effizientester und schonendster Weise erfolgten, die bei der unabhängigen und weisungsfreien Wiener PflegepatientInnenanwaltschaft im Psychiatriebereich eingelangte geringe Zahl an Beschwerden - jährlich seit 2002 zwischen 13 und 30 – Einzelmängel betrafen und nach Ansicht des PatientInneanwalts keinesfalls auf Missstände hindeuteten, da das Beschwerdemanagement offensichtlich funktionierte,

 - die Verfahren bezüglich der als aufklärungsbedürftig bezeichneten Todesfälle staatsanwaltschaftlich eingestellt wurden und dabei weder ein individuelles, geschweige denn ein systemindiziertes Verschulden festgestellt werden konnte. Hierzu wurde von externen ExpertInnen auch darauf hingewiesen, dass derartige Vorfälle leider auch unter optimalen Rahmenbedingungen nicht gänzlich ausgeschlossen werden könnten, 

 - da bezüglich der baulichen und infrastrukturellen Gegebenheiten lediglich im Otto-Wagner-Spital, insbesondere im Pavillon X, ein dringend erforderlicher Sanierungsbedarf erkennbar ist, dessen Behebung laut der Direktion des Hauses aber unmittelbar bevorsteht und auch ausreichend budgetmäßig bedeckt ist und laufend an der Qualitätsverbesserung Dezentralisierung und Entstigmatisierung der Psychiatrie gearbeitet wird.

Ich ersuche nun um Beschlussfassung des vorliegenden Berichtes. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gibt es noch eine Wortmeldung dazu? – Das ist nicht der Fall, dann darf ich über diesen Bericht abstimmen lassen.

Wer ist für die Annahme dieses Berichtes? – Wer ist gegen die Annahme dieses Berichtes? – Dann darf ich festhalten, dass dieser Bericht mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen wurde.

Im Zusammenhang damit müsste jetzt die Wahl eines Berichterstatters erfolgen.

Frau GRin Klicka, bitte.

GRin Klicka: Ich schlage als Berichterstatter Herrn GR Deutsch vor.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Sie haben diesen Antrag gehört. Ich darf über diesen Antrag abstimmen lassen.

Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen diesen Antrag? – Damit darf ich festhalten, dass dieser Antrag mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ angenommen wurde.

Wir haben von den Fraktionen der Grünen und der ÖVP einen gemeinsamen Bericht erhalten. Ich darf auch hier um Wortmeldungen bitten.

Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Die Grünen und die ÖVP haben einen Minderheitsbericht vorgelegt, wo wir die Missstände sehr genau aufzeigen. Ich würde meinen, dass wir in der Gemeinderatssitzung am Montag Gelegenheit haben, dies sehr ausführlich zu besprechen und wir sehr klar aufzeigen, welche Hürden uns gelegt wurden. Dass gerade bei den Beweisanträgen, bei den Sachbeweisanträgen mehr als 50 % abgelehnt wurden, um auch das zu erwähnen.

Wir haben unseren Bericht, der doppelt so lang ist wie der Mehrheitsbericht, mit Originalzitaten der ZeugInnen unterlegt und keine Schönfärberei gemacht. Wir haben darüber hinaus eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen, die im Interesse der PatientInnen, des Pflegepersonals und der ÄrztInnen sind. Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich danke vielmals.

Frau GRin Mag. Antonov, bitte.

GRin Mag. Antonov: Ich möchte, so wie es der Kollege Deutsch gemacht, ebenfalls eine Kurzfassung unseres Berichtes vorlesen.

Der gemeinsame Bericht der Grünen und der ÖVP in der Kurzfassung:

Die Wiener Psychiatriereform von 1979 kam nach ersten ambitionierten Schritten sehr schnell zum Erliegen. Die Untersuchungskommission hat gezeigt, dass seit den frühen 80ern keine wesentlichen Reformschritte mehr gesetzt wurden. Die gesellschaftliche Ausblendung und Stigmatisierung von Menschen mit psychiatrischen Erkrankungen und deren Angehörigen, spiegelt sich in der jahrzehntelangen Tatenlosigkeit der Wiener Stadtregierung im Bereich der Psychiatrie wider. Die Mitglieder jener Parteien, die diesen Minderheitenbericht vorlegen, bringen einen Beschluss- und Resolutionsantrag im Wiener Gemeinderat ein, der eine „Psychiatriereform 2009“ zum Ziel hat. Die Notwendigkeit einer „Psychiatriereform 2009“ ergibt sich aus den vorliegenden Ergebnissen der Untersuchungskommission zu den Missständen in der Wiener Psychiatrie:

Die Untersuchungskommission hat gezeigt, dass die personellen, infrastrukturellen und baulichen Missstände im Psychiatrischen Zentrum im Otto-Wagner-Spital in die Verantwortung von Bürgermeister Dr. Häupl, Vizebürgermeisterin Mag. Brauner und Stadträtin Mag. Wehsely fallen. Die verantwortlichen PolitikerInnen hatten Kenntnis vom massiven Personalmangel, den infrastrukturellen Defiziten und dem baulichen desolaten Zustand des Otto-Wagner- Spitals. Zusätzlich konnte nachgewiesen werden, dass die Psychiatrie, insbesondere der Fachbereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie, jahrzehntelang keinen Platz auf der politischen Agenda der oben genannten PolitikerInnen fand. 

Die Untersuchungskommission zu den „Missständen im Pflegeheim Lainz“ war der Anlass dafür, dass der Bereich der Altenbetreuung reformiert und finanziell aufgewertet wurde. Die Psychiatrie hat, wie auch die ambulante und stationäre Altenbetreuung, bei steigendem Bedarf mit chronischer Unterdotierung zu kämpfen. Dieser Ressourcenmangel hat die bekannt gewordenen Missstände mit verursacht. Die aktuelle Untersuchungskommission hat gezeigt, dass auch für die Psychiatrie in Wien grundlegende Reformschritte mit entsprechender finanzieller Abdeckung unverzichtbar sind.

Die bereits 1979 im Gemeinderat beschlossene Dezentralisierung der Wiener Psychiatrie ist bis heute nicht realisiert. Lediglich in zwei Schwerpunktkrankenhäusern gibt es Psychiatrische Abteilungen. Die weitere Absiedlung der psychiatrischen Abteilungen aus dem Otto-Wagner-Spital ins Krankenhaus Hietzing, ins Wilhelminenspital und in die Rudolfstiftung ist seit Jahrzehnten überfällig. 30 Jahre wurde somit verabsäumt, wesentliche Teile der Psychiatriereform umzusetzen. Wien verspielte damit seinen Ruf, bei der Reform der stationären Psychiatrie Vorreiter zu sein, zur Gänze. Bürgermeister Häupl, der seit 1994 in dieser Funktion amtiert, hat dafür die politische Verantwortung zu tragen.

Eine zukunftsweisende Studie des Österreichischen Bundesinstituts für Gesundheitswesen über die psychiatrische Versorgung in Wien von 2002 ergab eine lange Mängelliste. Die Empfehlungen der Studie wurden unter Verschluss gehalten, ein Umsetzungsplan nie in Auftrag gegeben. Stattdessen wurde der wenig aussagekräftige „Wiener Psychiatriebericht 2004“ erstellt und ohne weitere Konsequenzen von der Mehrheitsfraktion zur Kenntnis genommen.

Die Führungsebene im Wiener Krankenanstaltenverbund und im Otto-Wagner-Spital hat ihre Verantwortlichkeit im Rahmen der Organisation nicht wahr genommen. Weder wurden von der Politik nachweislich mehr Ressourcen eingefordert, noch wurde auf die seit Jahren bestehenden gravierenden personellen, infrastrukturellen und baulichen Defizite im Otto-Wagner-Spital reagiert, indem das Budget und die Stellen für das Psychiatrische Zentrum im Otto-Wagner-Spital entsprechend erhöht wurden.

Das Führungssystem im Wiener Magistrat und im Krankenanstaltenverbund ist gekennzeichnet durch die Zersplitterung von Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Dieses Faktum trug dazu dabei, dass die Aufklärung von körperlichen Schäden an PatientInnen und Personal sowie das Auftreten von Todesfällen mit unklarer Ursache nicht mit dem nötigen Nachdruck verfolgt wurde und zu keinen Struktur- und Organisationsveränderungen im Otto-Wagner-Spital geführt hat.

Das Kontrollamt hat seit Jahren keine der Psychiatrischen Abteilungen in Wien einer Prüfung unterzogen. Auch wurde es damit von den StadträtInnen nicht beauftragt.

Die Stellen für ÄrztInnen am Otto-Wagner-Spital wurden im Laufe der Jahre nur auf dem Papier erhöht, in der Praxis wurde oft nicht einmal mehr die Mindestbesetzung erreicht. Dieser quantitative personelle Mangel wird durch einen qualitativen Mangel potenziert. Im Zeitraum von April 2006 bis April 2008 haben von 43 FachärztInnen 20 die Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital verlassen. Kompensieren sollten diesen personellen Missstand 18 TurnusärztInnen, die zum Großteil über keinerlei Erfahrung im medizinischen Bereich verfügten. Auch die Mindestbesetzung mit PsychologInne und TherapeutInnen war in den sechs Regionalabteilungen im Otto-Wagner-Spital nicht gegeben.

In Wien kam es im Zeitraum 1. Juli 2007 bis 31. Dezember 2007 fast doppelt so häufig zur Anwendung von weitergehenden Beschränkungen wie Fixierungen oder Netzbett bei nach dem Unterbringungsgesetz untergebrachten Personen, als in den anderen Bundesländern. Der österreichische Durchschnitt – außer Vorarlberg – liegt bei 39 %. In Wien bei alarmierenden 72 %. Obwohl laut UbG alle Bewegungseinschränkungen gemeldet werden müssen, meldet das Otto-Wagner-Spital den PatientInnenanwälten seit Mitte 2008 nur noch die "erste" Bewegungsbeschränkung. Die Statistik wird verfälscht, um die Situation besser darzustellen als sie ist.

Die SPÖ hat mittels ihrer absoluten Mehrheit verhindert, dass genesene psychiatrische PatientInnen, deren Angehörige, Angehörigen-Vertretungs-Organisationen und AnwältInnen, die geschädigte PatientInnen vertreten, in der Untersuchungskommission aussagen können. Der Wiener PatientInnen- und Pflegeanwalt Hon. Prof. Dr. Konrad Brustbauer sollte diese Aussagen sammeln und sie vorbringen. Die Aussage von Dr. Brustbauer vor der Untersuchungskommission hinterließ den Eindruck von fachlicher Inkompetenz und von Desinteresse an der Situation der psychiatrischen PatientInnen. Von einer parteilichen Vertretung der Interessen der PatientInnen kann nicht die Rede sein. Seine Vertretung erschöpft sich großteils in der Weiterleitung von Beschwerden und im Anhäufen von Akten.

Obwohl medial immer wieder von ungeklärten Todesfällen im Psychiatrischen Zentrum Otto-Wagner-Spital berichtet wurde, verhinderte die Mehrheitsfraktion die Ladung eines Gerichtsmediziners.

Die Sicherheits- und Betreuungsstandards sind an den Psychiatrischen Abteilungen des Krankenanstaltenverbundes sehr unterschiedlich. Von der Kollegialen Führung, dem Krankenanstaltenverbund-Management und den StadträtInnen wurden keinerlei Anstrengungen unternommen, die unterschiedlichen Qualitäts- und Behandlungsniveaus nach oben hin anzugleichen. Dieser Umstand fällt um so schwerer ins Gewicht, als sich die psychiatrischen PatientInnen ihre behandelnde Einrichtung nicht aussuchen können. Sie sind gezwungen, die mit ihrer Wohnadresse verbunden psychiatrische intra- und extramurale Einrichtung aufzusuchen.

In der Wiener Psychiatrie sind Netzbetten im Einsatz. Es gibt gravierende fachliche Kritik am Gebrauch von Netzbetten. Das Anti-Folter-Komitee des Europarates hat den Gebrauch von Netzbette als menschenunwürdig klassifiziert, was zu deren Abschaffung in den österreichischen Justizanstalten geführt hat. Im westlichen europäischen Ausland sind Netzbetten im psychiatrischen Bereich so gut wie unbekannt und auf internationalen Fachtagungen sind sie kein Thema.

Im Psychiatrischen Zentrum Otto-Wagner-Spital fehlen die wesentlichsten Anforderungen für eine state of the art Versorgung für tief sedierte und/oder mechanisch fixierte bzw. im Netzbett untergebrachte Personen. Es gibt keine generelle Videoüberwachung, nur in Ausnahmefällen eine 1:1-Betreuung durch Sitzwachen, keine versperrbaren Zimmer. Sämtliche fixierte PatientInnen sind für MitpatientInnen und BesucherInnen zugänglich. Ihre Intimsphäre und ihr Sicherheitsbedürfnis wird verletzt.

In keinem Bereich der Wiener Psychiatrie hat die jahrzehntelange Ignoranz der politisch Verantwortlichen und die Tatenlosigkeit des Managements zu einer derart gravierenden Unterversorgung geführt wie in der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Den Verantwortlichen war der Mangel bereits seit 1975 bekannt. Alle ExpertInnen und ZeugInnen sprechen von einer flächendeckenden Unterversorgung im stationären und im extramuralen Bereich.

In den Jahren 2006 und 2007 mussten auf Grund der massiven Unterversorgung mit stationären Betten in der Kinder- und Jugendpsychiatrie pro Jahr 150 bis 160 Jugendliche auf der Erwachsenenpsychiatrie im Otto-Wagner-Spital, im Kaiser-Franz-Josef-Spital bzw. im SMZ-Ost untergebracht werden. Das heißt, dass in Wien ca. 20 % aller Kinder und Jugendlichen, die einer stationären Aufnahme in der Kinder- und Jugendpsychiatrie bedürfen – entgegen jeder state of the art Versorgung – seit Jahrzehnten in der Erwachsenenpsychiatrie aufgenommen werden müssen.

Das Psychiatrische Zentrum im Otto-Wagner-Spital verfügt über keine eigenen internistischen Intensivbetten, was die Versorgungssicherheit der PatientInnen stark gefährdet.

Die desolate bauliche Situation im Psychiatrischen Zentrum – Otto-Wagner-Spital und der Mangel an zeitgemäßer Infrastruktur für eine sichere Unterbringung der PatientInnen wurde von den zuständigen StadträtInnen und der Führung im Krankenanstaltenverbund und im Magistrat jahrzehntelang wissentlich in Kauf genommen.

Die geschilderten Umstände und Missstände sind wesentlich verantwortlich dafür, dass das engagierte Personal in einem unsicheren Arbeitsumfeld Dienst verrichten muss, das sie der Gefahr der Einlassungsfahrlässigkeit aussetzt. "Mit einem Fuß im Kriminal" beschreibt das durch das Organisationsversagen herbeigeführte rechtliche und praktische Risiko. Verantwortlich für diese teilweise desaströsen Arbeitsbedingungen ist der oberste Dienstherr der Stadt Wien, Bürgermeister Häupl.

Zur Beurteilung der Wiener Psychiatrie ist es absolut notwendig, neben der stationären Versorgung auch den größten Leistungsanbieter im extramuralen Bereich – den Psychosozialen Dienst (PSD) – in die Arbeit der Untersuchungskommission mit einzubeziehen. Der PSD unterliegt als ausgegliederter Rechtskörper nicht dem Untersuchungsrecht der Gemeinderätlichen Kommission, woraufhin die Mehrheitsfraktion die Einvernahme des Chefarztes Dr. Rudas zur aktuellen Arbeit des PSD nicht zuließ. Dieser rechtspolitische Mangel führte dazu, dass die Situation der ambulanten Versorgung nicht in die Aufklärung der Missstände in der Wiener Psychiatrie einfließen konnte.

Die Mehrheitsfraktion zeigte kein Interesse, die Missstände in der Wiener Psychiatrie lückenlos aufzuklären. Die SPÖ nutzte ihre Mehrheit dazu, von der Opposition eingebrachte Beweisanträge immer, wenn sie "Gefahr im Verzug" witterte, abzulehnen. Insgesamt wurde ein Drittel der Beweisanträge von der Mehrheitsfraktion abgelehnt. Gelebte Praxis der SPÖ war, die Ladung vermeintlich kritischer ZeugInnen zu verhindern und die Vorlage aussagekräftiger Dokumente nicht zuzulassen. Zudem durfte die Leiterin der MA 11 – Wiener Jugendwohlfahrt, Dr. Balic-Benzing, nicht aussagen, wiewohl die budgetäre Ausstattung der Jugendwohlfahrt sowie die Dienstpostenausstattung durchaus Angelegenheiten der Gemeinde sind und nicht des Landes. Die rechtlichen Möglichkeiten einer diesbezüglichen Befragung wären somit gegeben gewesen.

Den Höhepunkt dieser Blockadehaltung der Mehrheitsfraktion bildete der Umstand, dass die für die Jugendwohlfahrt zuständige StRin Grete Laska von Bürgermeister Häupl nicht von der Amtsverschwiegenheit entbunden wurde und daher vor der Untersuchungskommission nicht aussagen konnte. Laska trägt als Ressortverantwortliche für das Budget und die Personalausstattung der Jugendwohlfahrt, welche speziell in diesem Fall Gemeindeangelegenheit sind, die politische Verantwortung und hätte sich dieser in der Untersuchungskommission stellen müssen.

Soweit die Zusammenfassung, die Kurzfassung unseres Berichtes.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. - Herr GR Lasar, bitte.

GR Lasar: Danke, Herr Vorsitzender.

Wir werden es etwas kürzer machen. Ich werde jetzt nicht zitieren aus den Protokollen, die wir – oder lesen aus den Protokollen –  die uns ja ohnehin alle zugegangen sind, wir werden heute keinem dieser Berichte zustimmen und werden am Montag im Gemeinderat darüber ausführlich Zeit haben, darüber zu diskutieren. Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gut. Dann darf ich das zur Kenntnis nehmen und bringe diesen Bericht zur Abstimmung.

Wer ist für diesen Bericht. – Danke.

Wer ist gegen diesen Bericht. – 

Gut, dann darf feststellen, dass dieser Bericht mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ und mit der Stimme des Herrn – mit einer Stimme (Zwischenruf) – beide, Entschuldigung, mit den Stimmen der Freiheitlichen Partei abgelehnt wurde.

Damit darf ich feststellen, dass es eben keinen Minderheitsbericht gibt und es ist also kein Minderheitsbericht zustande gekommen und damit ersparen wir uns auch die Wahl eines Minderheitenberichters.

(Zwischenruf) Laut Gesetz heißt es "Berichter". Das ist leider so.

Damit sind wir eigentlich am Schluss der – Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Zum Punkt "Allfälliges".

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Zum Punkt "Allfälliges", bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem heute die letzte Sitzung der Untersuchungskommission ist, die ja exakt am Tag des Einsetzungsantrages, nämlich am 19. Februar ein Jahr später stattfindet, möchte ich einige abschließende Bemerkungen noch dazu machen.

Es war ja unsere Aufgabe, in einem behördlichen Verfahren den Sachverhalt zu ermitteln, um dann dem Gemeinderat am kommenden Montag darüber auch Bericht zu erstatten, jenen Bericht, den wir heute auch beschlossen haben.

Wir haben uns sehr intensiv in den letzten 12 Monaten mit der psychiatrischen Versorgung in Wien auseinandergesetzt und möchte von Seiten der SPÖ-Fraktion den Dank an den Vorsitzenden, an die Stellvertreterin auch übermitteln, auch an alle MitarbeiterInnen des Magistrats, die die Untersuchungskommission serviciert und betreut haben, die die Abläufe organisiert haben, und an all jene, die für den ordnungsgemäßen Ablauf auch gesorgt haben.

Zusätzlich zum Vorsitzenden Dr. Baumgartner, der Stellvertreterin Dr. Rech, auch namentlich beim Herrn Mag. Werner Sedlak, der Frau OARin Margarete Kriz, der Kanzleileiterin-Stellvertreterin Daniela Szakall, bei der KOKin Manuela Strasser und beim Herrn AR Harald Korn, auch ein sehr herzliches Dankeschön für die Organisation einer Tätigkeit, die nicht immer sehr einfach war; etwa wenn ich daran denke, wie rasch und wie hervorragend auch die Protokolle immer zur Verfügung gestanden sind, damit wir uns dann auch entsprechend für die darauffolgende Sitzung vorbereiten konnten.

Ich möchte mich aber auch bei den Vertretern der Medien ganz herzlich bedanken, dass sie an den Sitzungen teilgenommen haben, weil es dadurch auch möglich war, das Ziel zu erreichen, dass eben ein offenes und transparentes Verfahren durchgeführt werden konnte und unserem Ziel damit vielleicht auch etwas näher gekommen sind, durch eine öffentliche Diskussion über das Thema "Psychiatrie" auch dazu beigetragen zu haben, dass es zu einer Entstigmatisierung der Krankheit in der Bevölkerung kommt.

Aber meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist mir auch besonders wichtig, mich bei allen MitarbeiterInnen des Krankenanstaltenverbundes, im Otto-Wagner-Spital in den psychiatrischen Abteilungen ganz herzlich zu bedanken, dass sie mit vollem Engagement und bei hoher pflegerischen und medizinischer Qualität für die PatientInnen tätig waren und tätig sind, und sich durch Verunsicherung, Unterstellungen und Skandalisierung nicht haben entmutigen lassen, ihrer oft sehr schwierigen Arbeit auch nachzukommen. Dafür einen herzlichen Dank.
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben jetzt ein Jahr Untersuchungskommission vorbei - 30 Sitzungen, ich glaube, in etwa 155 Stunden. Und das war natürlich in erster Linie für Sie, Herr Vorsitzender, eine Aufgabe, der Sie sich ja bravourös gestellt haben, gleichfalls Ihre Stellvertreterin, Frau Dr. Rech, aber natürlich die MitarbeiterInnen des Magistrats. Ich möchte auch erwähnen im Besonderen die Frau OARin Kriz, die ja - wo immer alles bestens geklappt hat, und man mit jeder Frage zu ihr kommen konnte und es wurde alles sofort erledigt.

Herr AR Korn, die Frau Manuela Strasser, die Frau Daniela Szakall, Herr Mag. Sedlak, der juristisch beigetragen hat, und natürlich auch die MitarbeiterInnen des Magistrats, wo wirklich alles funktioniert hat, die Protokolle promptest gekommen sind, und was natürlich ein riesiger Mehraufwand war in diesem Jahr.

Recht herzlichen Dank von der grünen Fraktion und von uns. Selbstverständlich auch Dank an die Medien, die doch immer präsent waren und doch der Öffentlichkeit sehr klar dargestellt haben, welche Probleme es gibt, dass nicht so die Schönfärberei das einzige ist, sondern dass man sehr in die Tiefe gehen muss und sehr genau sehen kann, dass vieles zu verändern ist.

Es hat sich ja in diesem Jahr, auch das sei positiv vermerkt, einiges zum Besseren gewendet und dafür danke ich den Medien, weil natürlich durch die Medienarbeit hier manches beschleunigt wurde und ich bin überzeugt, dass in Zukunft auch die Medien dazu beitragen werden, dass sich hier noch substanziell sehr sehr viel ändert.

Auch herzlichen Dank allen MitarbeiterInnen des Otto-Wagner-Spitals, die ja eine schwierige Aufgabe haben grundsätzlich. Und das ist auch in diesem Jahr transparent geworden und für die Bevölkerung, wie schwierig die Aufgabe, gerade in dem Bereich, wenn man mit psychisch Kranken arbeiten muss, wie schwierig das ist und dafür auch recht herzlichen Dank.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender.

Ich möchte mich dem Dank, der jetzt schon geäußert wurde, insbesondere von der Frau Kollegin Korosec ganz ausdrücklich anschließen. Wir haben Blumen vorbereitet für die MitarbeiterInnen. Es ist allerdings so, dass von den Grünen und der ÖVP auch die Männer Blumen kriegen, auch Sie, Herr Vorsitzender. Wir haben eigene Sträuße liebevoll ausgesucht, die männliche Variante und die weibliche Variante schauen unterschiedlich aus.

(Allgemeine Heiterkeit.)
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ein Kaktus? –

GRin Dr. Pilz: Nein, nein, kein Kaktus, (allgemeine Heiterkeit.) schöne lange Sträuße. Aber wenn Sie einen Kaktus wollen, können wir auch den besorgen. (allgemeine Heiterkeit.)
Ich möchte in den Dank, der hier ausgesprochen wurde, auch alle jene mutigen ZeugInnen einschließen, die sich hier was getraut haben, die gekommen sind und wissend, dass ihnen der Wind der Mehrheitsfraktion und des Establishments entgegenweht, dass sie trotzdem ausgesagt haben. Ich möchte mich auch bei den ZeugInnen bedanken, die gerne ausgesagt hätten; jene PatientInnen, jene Angehörigen, von denen viele ganz bis zum Schluss auch durchgehalten haben, weil sie der Sache sich verpflichtet fühlen, weil sie sehr gerne hier gesagt hätten, was sie zu sagen haben und weil sie die wichtigsten sind, nämlich die PatientInnen und die Angehörigen, weil für sie und mit ihnen kann die Psychiatrie arbeiten.

Und ich möchte mit diesem Dank auch meinen Wunsch und meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass sich in der Psychiatrie in Wien die Dinge zum Besseren ändern, und herzlichen Dank, wie gesagt, allen MitarbeiterInnen, auch jenen, das will ich ganz ausdrücklich sagen, die meistens unbedankt an Protokollen schreiben, unsere Äußerungen verstehen müssen und das eigentlich in jedem Fall ganz ganz schnell und ganz hervorragend umgesetzt haben.

Vielen Dank und wir freuen uns, dass wir zu einem guten Abschluss gekommen sind.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gut. Ich danke für diese doch mehr oder weniger versöhnlichen Schlussworte und ich darf mich auch abschließend speziell bei den Kommissionsmitgliedern für die rege Mitarbeit, aber ganz besonders auch der Frau OARin Kriz und dem Herrn Mag. Sedlak namens des gesamten Teams sehr herzlich für die ganz ausgezeichnete Arbeit bedanken und, wie gesagt, in diesem Dank sind alle eingeschlossen, die an der Kommission mitgearbeitet haben.

Und da ich diese Dankesworte nicht schöner formulieren kann als meine Vorredner, darf ich damit die heutige Sitzung und die Untersuchungskommission zum Thema "Gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien" schließen und damit ist die Kommissionstätigkeit beendet.

Der Bericht wird dann im Gemeinderat am kommenden Montag diskutiert werden.

Ich danke für Ihr Interesse und darf mich verabschieden.

(Ende: 10.19 Uhr)
